
URTEIL DES GERICHTSHOFES (ERSTE KAMMER)
VOM 13. OKTOBER 1977 1

Francine Gelders-Deboeck

gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rechtssache 106/76

Leitsätze

1. Beamte — Dienstbezüge — Familienzulagen — Kumulierung — Anwendung
von Artikel 67 Absatz 2 des Statuts — Voraussetzungen

2. Beamte — Dienstbezüge — Monatsgehälter — Berechnung — Irrtümer und Rich­
tigstellungen — Verzugszinsen — Kein Anspruch

1. Die Antikumulierungsbestimmung
des Artikels 67 Absatz 2 des Beamten­

statuts gilt nur für die regelmäßigen
Zulagen, die im Grunde genommen
Teil der Dienstbezüge sind und zur
Deckung des Bedarfs der Arbeitneh­
mer beitragen sollen, nicht aber für
eine aus außergewöhnlichen Gründen
gewährte unentgeltliche Zuwendung.
Auch wenn die Zahlungsmodalitäten
einer derartigen Zulage im wesentli­
chen die gleichen sind wie die der re­
gelmäßigen Familienzulage, so kann

doch die unentgeltliche Zuwendung
nicht aus diesem Grund als eine ein­

fache Erhöhung der regelmäßigen
Familienzulage angesehen werden.

2. Die üblichen Irrtümer und Richtigstel­
lungen, die bei der Berechnung der
Gehälter vorkommen, geben keine
Veranlassung zur Forderung von Ver­
zugszinsen. Von Ausnahmefällen abge­
sehen gilt dies auch dann, wenn eine
Richtigstellung im Anschluß an eine
Beschwerde oder eine Klage vorge­
nommen wurde.

In der Rechtssache 106/76

Francine GELDERS-DEBOECK, Beamtin der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Marcel Grégoire und
Edmond Lebrun, zugelassen in Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Rechts­
anwalt Tony Biever, 83, Boulevard Grand-Duchesse Charlotte, Luxemburg,

Klägerin,

gegen

Kommission der Europäischen GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren Rechts­
berater Giorgio Pincherle, Beistand: Alain van Soligne, Mitglied des Juristi-

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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schen Dienstes, Zustellungsbevollmächtigter: Herr Mario Cervino, Rechtsbera­
ter der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg,

Beklagte,

wegen Aufhebung der Entscheidungen, mit denen die Abzugsfähigkeit der in
Belgien gezahlten Familienurlaubszulage und besonderen Familienzulage von
der nach dem Statut gewährten Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder festge­
stellt wurde und deshalb vom Gehalt der Klägerin für März und August 1976
Beträge einbehalten wurden, sowie wegen Aufhebung der stillschweigenden
ablehnenden Entscheidung über die gegen diese Maßnahmen eingelegte Be­
schwerde der Klägerin

erläßt

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Bosco, der Richter A. M. Don­
ner und A. O'Keeffe,

Generalanwalt: H. Mayras
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf,
die Anträge sowie die Angriffs- und Ver­
teidigungsmittel der Parteien lassen sich
wie folgt zusammenfassen.

I — Sachverhalt und Verfahren

Die Klägerin ist Beamtin im Juristischen
Dienst der Kommission der Europä­
ischen Gemeinschaften.

Auf der Gehaltsabrechnung der Klägerin
für Februar 1976 war eine von ihr zurück­

zufordernde Summe von 6 110 FB ausge­
wiesen. Diese Summe wurde von ihrem
Gehalt für März 1976 einbehalten. Sie

entspricht den Beträgen, die als an den
Ehemann der Klägerin im Mai und Sep­
tember 1975 gezahlte belgische Familien­
urlaubszulage und besondere Familienzu­
lage nach den Erklärungen der Kommis­
sion rückzahlungspflichtig waren. Diese
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Beträge waren nach Ansicht der Kommis­
sion aufgrund von Artikel 67 Absatz 2
des Beamtenstatuts zurückzuzahlen. Die

Bestimmung lautet:

„Beamte, die Familienzulagen nach die­
sem Artikel erhalten, haben die ihnen
anderweitig gezahlten Zulagen gleicher
Art anzugeben; diese werden von den
nach Anhang VII Artikel 1, 2 und 3 ge­
zahlten Zulagen abgezogen."

Die Kommission behielt außerdem im

August 1976 vom Gehalt der Klägerin
einen Betrag von 3 128 FB ein, der als
vom Ehemann der Klägerin im Jahr
1976 vereinnahmte Familienurlaubszu­

lage zurückgezahlt werden sollte.

Die Klägerin reichte eine — bei der
Kommission am 7. April 1976 eingetra­
gene — Beschwerde im Sinne von Arti­
kel 90 Absatz 2 des Statuts gegen die Ent­
scheidung ein, die erwähnten belgischen
Zulagen von der Zulage für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder nach dem Statut abzuzie­
hen, sowie gegen die Entscheidung, im
März 1976 die von ihrem Ehemann im

Mai und September 1975 vereinnahmten
rückzahlungspflichtigen Beträge einzube­
halten. Die Beschwerde wurde mit am 4.

Oktober 1976 eingetragenem Schreiben
hinsichtlich des vom Gehalt für August
1976 eingehaltenen Betrags ergänzt.

Da die Kommission innerhalb der vorge­
sehenen Frist keine Antwort erteilte, hat
die Klägerin die vorliegende Klage erho­
ben, die am 5. November 1976 bei der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen
worden ist

Der Gerichtshof (Erste Kammer) hat auf
Bericht des Berichterstatters nach Anhö­

rung des Generalanwalts beschlossen,
ohne vorherige Beweisaufnahme in die
mündliche Verhandlung einzutreten.

II — Anträge der Parteien

Die Klägerin beantragt,

1. in der Hauptsache:
— für Recht zu erkennen, daß die in Bel­

gien gezahlte Familienurlaubszulage

und besondere Familienzulage keine
Zulagen gleicher Art im Sinne von
Artikel 67 Absatz 2 des Statuts wie

die Zulage für unterhaltsberechtigte
Kinder nach Artikel 67 Absatz 1

Buchstabe b des Statuts sind;
— für Recht zu erkennen, daß zumin­

dest unter den im vorliegenden Fall
gegebenen Umständen der Abzug der
in Belgien gezahlten Familienurlaubs­
zulage und besonderen Familienzu­
lage von der im Statut vorgesehenen
Zulage für unterhaltsberechtigte Kin­
der nicht oder nicht mehr verfügt wer­
den durfte;

— demgemäß aufzuheben:
a) die Entscheidung über die Abzugs­

fähigkeit der in Belgien gezahlten
Familienurlaubszulage und beson­
deren Familienzulage von der Zu­
lage für unterhaltsberechtigte Kin­
der nach dem Statut;

b) die Entscheidung der Gegenpartei,
von der Klägerin Beträge in Höhe
von 2 172 FB, 2 454 FB und 2 380
FB mit der Begründung zurückzu­
fordern, es handele sich um im
Jahre 1975 und im Mai 1976 an­
derweitig gezahlte Zulagen glei­
cher Art, und aus diesem Grund
die entsprechenden Beträge vom
Gehalt der Klägerin für die Mo­
nate März und August 1976 abzu­
ziehen;

c) die stillschweigende Ablehnung
der von der Klägerin am 7. April
1976 eingereichten, unter der
Nummer 4419 eingetragenen und
durch einen am 4. Oktober 1976

eingereichten Schriftsatz ergänzten
Beschwerde;

2. nur hilfsweise:
— für Recht zu erkennen, daß die Kläge­

rin nicht verpflichtet ist, die im Jahre
1975 zuviel erhaltenen Beträge in
Höhe von 2 172 FB und 2 454 FB
sowie den im Mai 1976 zuviel erhalte­

nen Betrag von 2 380 FB zurückzu­
zahlen;

— demgemäß aufzuheben:
a) die Entscheidung der Gegenpartei,

von der Klägerin Beträge in Höhe
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von 2 172 FB, 2 454 FB und 2 380
FB mit der Begründung zurückzu­
fordern, es handele sich um im
Jahre 1975 und im Mai 1976 an­
derweitig gezahlte Zulagen glei­
cher Art, und aus diesem Grund

die entsprechenden Beträge vom
Gehalt der Klägerin für die Mo­
nate März und August 1976 abzu­
ziehen;

b) die stillschweigende Ablehnung
der von der Klägerin am 7. April
1976 eingereichten, unter der
Nummer 4419 eingetragenen und
durch einen am 4. Oktober 1976

eingereichten Schriftsatz ergänzten
Beschwerde;

3. in jedem Fall:
— die Gegenpartei zu verurteilen, an die

Klägerin Beträge in Höhe von 2 172
FB, 2 454 FB und 2 380 FB — unter
Vorbehalt einer Änderung während
des Rechtsstreits — nebst Verzugszin­
sen in Höhe von 8 % pro Jahr aus
2 172 FB und 2 454 FB seit dem 1.

März 1976 und aus 2 380 FB seit dem

1. August 1976 bis zum Tag der tat­
sächlichen Bewirkung der Leistung
zu zahlen;

— der Gegenpartei die Kosten aufzuerle­
gen.

Die Beklagte beantragt,
— die Klage als unbegründet abzuwei­

sen;

— der Klägerin die Kosten aufzuerlegen.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

Die Klägerin macht folgende Klage­
gründe geltend:
— Verstoß gegen Artikel 67 des Statuts,

insbesondere Absatz 1 Buchstabe b

und Absatz 2; Verstoß gegen Artikel
2 des Anhangs VII des Statuts; Über­
schreitung von Befugnissen;

— hilfsweise: Verstoß gegen die Grund­
sätze der Wahrung der wohlerworbe­
nen Rechte, der Gleichbehandlung
und der gesunden Verwaltung sowie,

ganz hilfsweise, Verstoß gegen Artikel
85 des Statuts.

1. Erster Klagegrund

Die Klägerin trägt vor, die koordinierten
belgischen Gesetze über die Familienzula­
gen für Arbeitnehmer sähen vier Lei­
stungsarten vor: die Familienzulagen, die
Geburtszulagen, die Familienurlaubszu­
lage und die sozio-pädagogische Zulage
(Kapitel V, Abschnitt I, Abschnitte 4a, 4b
und 4c). Hinsichtlich der Familienur­
laubszulage bestimme Artikel 73c der
genannten Gesetze in der Fassung des
Artikels 5 des Gesetzes vom 25. Juli
1962:

„Die Familienausgleichskassen sowie die
in Artikel 18 genannten Behörden und
öffentlich-rechtlichen Anstalten gewäh­
ren eine Familienurlaubszulage. Diese
Zulage wird im Laufe des Monats Mai je­
den Jahres zugunsten der Kinder gezahlt,
die (im April des Jahres, für das sie ge­
währt wird) Anspruch auf Familienzula­
gen gehabt haben.

Die Zahlungsbedingungen der Familien­
urlaubszulage sind die gleichen wie die,
die für die Familienzulagen festgelegt
sind.

Der König bestimmt den Betrag der Fa­
milienurlaubszulage."

Der Arrêté royal vom 1. Februar 1968
über die Familenurlaubszulage bestimme
in seinem durch Artikel 6 des Arrêté

royal vom 5. Oktober 1973 geänderten
Artikel 1, daß der Betrag der Familienur­
laubszulage gleich dem der Familienzula­
gen sei.

Außerdem komme es vor, daß der Verwal­
tungsausschuß des Office national d'allo­
cations familiales pour travailleurs sala­
riés (ONAFTS — Staatliches Amt für
Familienzulagen an Arbeitnehmer) für
ein bestimmtes Jahr die Gewährung be­
sonderer Familienzulagen zu Lasten der
Rücklagen des Amtes beschließe. Im
Jahr 1975 sei eine derartige Zulage, die
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etwa gleich hoch gewesen sei wie die
Familienzulage, gewährt worden.

Bis 1976 habe die Kommission niemals

die in Belgien gezahlte Familienurlaubs­
zulage und besondere Familienzulage
von der nach Artikel 67 Absatz 1 Buch­

stabe b des Statuts gezahlten Zulage für
unterhaltsberechtigte Kinder abgezogen,
da sie mit Recht davon ausgegangen sei,
daß diese belgischen Zulagen nicht glei­
cher Art wie die Zulage für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder seien.

Die letztgenannte Zulage sei nämlich
eine gewöhnliche Familienzulage, die
nicht den Zweck verfolge, zur Deckung
der durch die Kinder verursachten spezifi­
schen Kosten beizutragen. Das Statut
selbst stelle den Grundsatz der Unter­

scheidung zwischen Zulagen ohne beson­
dere Zweckbestimmung (Zulage für un­
terhaltsberechtigte Kinder) und Zulagen
mit besonderer Zweckbestimmung (Erzie­
hungszulage) auf. Daraus folge, daß ander­
weitig gezahlte Familienzulagen mit be­
sonderer Zweckbestimmung nicht von
gleicher Art sein könnten wie die statuta­
rische Familienzulage für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder. Diese Schlußfolgerung
gelte Für die Familienurlaubszulage sowie
für die besondere Familienzulage, die in
Belgien gezahlt würden.

Die besondere Familienzulage sei nicht
durch Vorschriften geregelt (außer für die
Staatsbediensteten), nicht allgemein (die
Selbständigen erhielten sie nicht) und
werde nur gelegentlich gewährt: Es be­
stehe auf sie kein Anspruch für die Zu­
kunft Darüber hinaus stelle sie gewisser­
maßen eine unentgeltliche Zuwendung
dar. Der Verwaltungsausschuß des
ONAFTS beschließe nach Anhörung der
Sozialpartner, in Form der Gewährung
einer besonderen Familienzulage über
seine Rücklagen zu verfügen.

Die Kommission habe demnach unter

Verstoß gegen das Statut die beiden belgi­
schen Zulagen von der statutarischen Zu­
lage abgezogen.

Die Beklagte bemerkt zunächst, die Ver­
waltungsleiter der Organe hätten am 5.
Februar 1976 die Anwendung der Antiku­
mulierungsbestimmungen des Artikels
67 Absatz 2 des Statuts auf die beiden in

Rede stehenden belgischen Familienzula­
gen vereinbart

Was die verschiedenen Systeme der Fami­
lienzulagen in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft angehe, so wollten die ein­
schlägigen nationalen Rechtsvorschriften
wie auch das Beamtenstatut gegenwärtig
die Kosten decken, die nicht nur durch
die Ernährung, Bekleidung und Unter­
bringung der Kinder, sondern auch
durch ihre Erziehung, ihre Freizeit und
ihre Ferien entstünden.

Das Statut sehe zwar nicht ausdrücklich

die Gewährung einer Familienurlaubszu­
lage vor, doch werde der vom belgischen
Gesetzgeber verfolgte Zweck sicher auch
durch die Statutsbestimmungen über die
Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder
erreicht Denn diese Zulage, die höher
sei als die gewöhnlichen belgischen Fami­
lienzulagen, decke die gesamten Kosten
einschließlich der Ferienkosten, die zum
normalen Unterhalt eines Kindes gehör­
ten. Die belgische Familienurlaubszulage
sei außerdem hinsichtlich ihrer Modalitä­
ten in allen Punkten — mit Ausnahme

der Auszahlungshäufigkeit — mit der
gewöhnlichen Familienzulage identisch.

Die besondere Familienzulage gehe auf
(im Jahre 1970 geführte) Verhandlungen
zwischen den Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerorganisationen und der Regie­
rung über die Verwendung des Reserve­
fonds des ONAFTS zurück. Dieser Reser­

vefonds, „hauptsächlich dazu bestimmt,
etwaige Unzulänglichkeiten der Einnah­
men auszugleichen", könne jedoch mit
vorheriger Zustimmung des zuständigen
Ministers auch für andere Zwecke verwen­
det werden.

Die genannte Zulage sei seit 1970 jähr­
lich allen Kindern, die Anspruch auf die
gewöhnlichen Familienzulagen hätten,
gewährt worden, gleichgültig, ob sie im
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schulpflichtigen Alter seien oder nicht
Ihr Betrag entspreche dem der gewöhnli­
chen Familienzulage für August, und sie
werde gleichzeitig mit dieser festgestellt.
Ob sie nun einen spezifischen Zweck ver­
folge — zu den Kosten für den Wiederbe­
ginn der Schule beizutragen— oder ob
sie einfach eine zusätzliche monatliche

Familienzulage darstelle, die besondere
Familienzulage könne nicht als eine Lei­
stung anderer Art als die im Statut vorge­
sehenen Zulagen (Erziehungszulage oder
Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder)
angesehen werden.

Die Klägerin entgegnet, die Feststellung,
daß das Statut nicht ausdrücklich die

Gewährung einer Familienurlaubszulage
vorsehe, müsse genügen, um anzuerken­
nen, daß die in Rede stehende belgische
Zulage nicht gleicher Art sei wie die Zu­
lage nach dem Statut.

Sie räumt ein, daß die statutarische Zu­
lage unterschiedslos auf die gesamten
Unterhaltskosten für ein Kind abziele,
aber man könne davon ausgehen, daß
eine derartige gewöhnliche Zulage für
Unterhaltskosten gedacht sei, die ge­
genüber den Ferien Vorrang hätten. Ne­
ben den gewöhnlichen Familienzulagen
sähen das Statut ebenso wie die belgi­
schen Rechtsvorschriften Zulagen mit
spezifischem Zweck vor, bei denen be­
stimmte Kosten für den Unterhalt eines
Kindes von den Gesamtkosten unter­
schieden würden und zu einer besonde­

ren finanziellen Beteiligung Anlaß gä­
ben. Wäre die Argumentation der Beklag­
ten zutreffend, so hätte die im Statut vor­
gesehene Erziehungszulage keinen Sinn,
da die Zulage für unterhaltsberechtigte
Kinder auch die Erziehungskosten decke.
Mit dieser Argumentation gelange man
außerdem zu unsozialen Ergebnissen.

Die soziale Entwicklung habe zur Gewäh­
rung von Familienzulagen mit spezifi­
schem Zweck geführt, denn die gewöhnli­
chen Zulagen seien für vordringliche
Bedürfnisse (Ernährung, Unterbringung,
Gesundheitspflege) gedacht gewesen, und
viele Kinder hätten zum Beispiel nicht

über das gesetzlich vorgeschriebene Mini­
mum hinaus Ferien haben oder ihre Stu­
dien fortsetzen können.

Entscheide man — wie es die Beklagte
tue —, daß die Familienurlaubszulage
gleicher Art sei wie die statutarische Zu­
lage, so bedeute dies eine Verneinung
und Durchkreuzung dieser sozialen Ent­
wicklung.

Das Vorbringen der Beklagten im Zusam­
menhang mit den Modalitäten der belgi­
schen Zulagen liege völlig neben der
Sache; denn die Modalitäten berührten
nicht das Wesentliche. Es handele sich

um äußerliche, zufällige Merkmale, die
meistens aus Gründen der verwaltungsmä­
ßigen Arbeitserleichterung und Rationali­
sierung bestünden, die mit dem Zweck
der Einrichtung nichts zu tun hätten.

Hilfsweise sei darauf hinzuweisen, daß
sich die in Rede stehenden belgischen
Zulagen hinsichtlich ihrer Modalitäten in
einem wichtigen Punkt von den gewöhn­
lichen Zulagen unterschieden, nämlich
in der Häufigkeit der Zahlungen.

Die Beklagte trägt vor, folge man der
Auffassung der Klägerin, so sei die An­
wendung der Antikumulierungsbestim­
mungen des Statuts ausschließlich von
der Qualifizierung der aufgrund des natio­
nalen Rechts gezahlten Zulagen nach na­
tionalem Recht abhängig. Daher sei jeder
Abzug ausgeschlossen, wenn ein Staat
eine spezifische Zulage für jede große
Gruppe von Bedürfnissen (Erziehung,
Kleidung, Ernährung, Ferien, Freizeit...)
gewähre, da diese „besonderen und spezi­
fischen" Zulagen nicht gleicher Art sein
könnten wie die „allgemeine" Zulage für
unterhaltsberechtigte Kinder.

Außerdem sei zu betonen, daß das Statut
von „anderweitig gezahlten Zulagen glei­
cher Art" spreche, und nicht von ander­
weitig gezahlten „Familienzulagen" glei­
cher Art. Die Wendung „gleicher Art"
wolle also eindeutig den familienbezoge­
nen Charakter dieser Zulagen unterstrei­
chen, ohne deren Identität mit den Zula­
gen des Statuts zu verlangen.
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Zu der im Statut vorgesehenen Erzie­
hungszulage sei zu bemerken, daß das
Statut — ebenso wie die nationalen

Rechtsvorschriften — einen Beitrag zu
den Kosten für den normalen Unterhalt
eines Kinder leisten wolle. Das Statut

habe ein einheitliches System geschaffen,
das auf der Gewährung einer allgemein
verwendbaren, verhältnismäßig hohen
Familienzulage und gegebenenfalls auf
der Zahlung einer durch eine bestimmte
tatsächliche Lage (Schulbesuch des Kin­
des) gerechtfertigten spezifischen Zulage
beruhe.

Weit entfernt, sich einer sozialen Ent­
wicklung entgegenzustellen, bezweckten
die Antikumulierungsbestimmungen des
Statuts ausschließlich, zu verhindern, daß
ein Ehepaar zweimal Familienzulagen für
dieselben Kinder erhalte. Diese Sorge der
Verfasser des Statuts werde im übrigen
vom belgischen Gesetzgeber geteilt, was
sich aus den Artikeln 60 und 64 der koor­

dinierten Gesetze ergebe.

Schließlich bemerkt die Beklagte, sie
habe niemals die Absicht gehabt, das
„Wesentliche" der beiden belgischen Zu­
lagen mit deren Modalitäten zu verwech­
seln. Sie sei vielmehr der Ansicht, daß
die Prüfung der Modalitäten dazu dienen
könne, die Rechtsnatur dieser Zulagen zu
erhellen. Vor allem die Tatsache, daß die
fraglichen Zulagen häufig als dreizehnte
und vierzehnte Monatszahlung der Fami­
lienzulage bezeichnet würden, unter­
streiche, daß sich die einzelnen Zulagen
nach ihrer Rechtsnatur nicht erheblich
voneinander unterschieden.

2. Zweiter Klagegrund

Die Klägerin trägt vor, auch wenn der
Gerichtshof entscheide, daß die belgische
Familienurlaubszulage und besondere
Familienzulage gleicher Art wie die statu­
tarische Zulage und grundsätzlich von
dieser abzuziehen seien, hätte der Abzug
im vorliegenden Fall nicht vorgenom­
men werden dürfen und dürfe nicht vor­

genommen werden, jedenfalls nicht rück­
wirkend.

Dem Urteil des Gerichtshofes (Erste
Kammer) vom 24. Juni 1975 (Rechts­
sache 56/75, Elz/Kommission, Slg. 1976,
1097) sei zu entnehmen, daß der mit
einem Verstoß gegen die einschlägigen
Rechtsvorschriften begründete Entzug
eines Vorteils auch mit Wirkung ex nunc
— erst recht mit Wirkung ex tunc —
nur möglich sei, wenn sich dieser Vorteil
nicht aus einer ausdrücklichen oder still­

schweigenden Entscheidung des betref­
fenden Organs ergebe (Randnrn. 18 bis
20 der Entscheidungsgründe).

Sei eine Entscheidung ergangen, die für
den Berechtigten einen Anspruch begrün­
det habe, so verletze der Entzug des Vor­
teils — auch nur für die Zukunft — den

Grundsatz der Wahrung wohlerworbener
Rechte.

Im vorliegenden Fall ergebe sich der
Nichtabzug der fraglichen belgischen
Zulagen aus einer Entscheidung, die die
Kommission seinerzeit getroffen habe.
Insoweit bezieht sich die Klägerin auf
eine Note des Juristischen Dienstes vom
8. September 1965 an die Generaldirek­
tion Verwaltung, in der die allgemeinen
Kriterien festgelegt worden seien, denen
die anderweitig gezahlten Zulagen ent­
sprechen müßten, um von den statutari­
schen Zulagen abgezogen zu werden. Da
der Juristische Dienst nach der Bedeu­
tung der Wendung „gleicher Art" gefragt
worden sei, resultiere der spätere Abzug
der umstrittenen belgischen Zulagen wäh­
rend zehn Jahren nicht aus einer Nach­
sicht oder Untätigkeit der zuständigen
Stellen der Kommission, sondern aus
einer Entscheidung, die ein Recht der
Betreffenden begründet habe und die
nicht, auch nicht für die Zukunft, zurück­
genommen werden könne.

Die Entscheidung über den Abzug der
fraglichen Zulagen sei bereits deshalb
rechtswidrig, weil sie gegen den Grund­
satz der wohlerworbenen Rechte ver­
stoße. Sie verletze außerdem den Grund­

satz der Gleichbehandlung der Beamten,
soweit sie nicht auf einer gründlichen
Prüfung aller sozialrechtlichen Bestim-
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mungen der Mitgliedstaaten über Fami­
lienzulagen und/oder Zulagen für unter­
haltsberechtigte Kinder und/oder son­
stige Vergünstigungen beruhe, die mit
Rücksicht auf die Kosten im allgemeinen
oder auf die durch den Unternalt eines

Kindes verursachten spezifischen Kosten
gewährt würden.

Die große Vielfalt und Verschiedenheit
dieser Systeme machten es zwar unmög­
lich, allgemeine Kriterien dafür aufzustel­
len, welche Zulage gleicher Art sei wie
die statutarische Zulage für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder, doch verlangten die
Grundsätze der Gleichbehandlung sowie
der zuteilenden Gerechtigkeit und gesun­
den Verwaltung, von der genannten statu­
tarischen Zulage nichts anderes abzuzie­
hen als die gewöhnliche Familienzulage
ohne besondere Zweckbestimmung, die
regelmäßig und zu häufigeren Terminen
als einmal im Jahr ausgezahlt werde.

Hilfsweise macht die Klägerin im Rah­
men dieses zweiten Klagegrunds geltend,
die Entscheidung der Beklagten habe nur
Ex-nunc-Wirkung haben können und
nicht ohne Verstoß gegen Artikel 85 des
Statuts rückwirkend erlassen werden dür­
fen.

Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung
sei jeder ohne rechtliche Grund gezahlte
Betrag nur dann zurückzuerstatten, wenn
der Empfänger den Mangel des rechtli­
chen Grundes der Zahlung gekannt habe
oder der Mangel so offensichtlich gewe­
sen sei, daß er ihn habe kennen müssen.

Da die Voraussetzungen des Artikels 85
im vorliegenden Fall nicht erfüllt seien,
habe die Beklagte unter Verstoß gegen
diese Bestimmung entschieden, daß die
Klägerin die im Jahre 1975 und im Mai
1976 angeblich zuviel, gezahlten Beträge
im Wege der Einbehaltung von ihren
Bezügen für März und August 1976 zu­
rückzuerstatten habe.

Die Beklagte widerspricht der von der
Klägerin gegebenen Auslegung des Ur­
teils Elz/Kommission.

Aus diesem Urteil ergebe sich, daß der
Grundsatz der wohlerworbenen Rechte

nur geltend gemacht werden könne, um
den Entzug eines unter Verstoß gegen
das Statut gewährten Vorteils für die Zu­
kunft zu verhindern. Bei der Prüfung des
konkreten Falles habe der Gerichtshof

festgestellt, daß angesichts der tatsächli­
chen (Untätigkeit oder Nachsicht der Ver­
waltung) und rechtlichen (Verletzung des
Statuts) Umstände die Aufrechterhaltung
des fraglichen Vorteils keine ein Recht
des Betreffenden begründende Entschei­
dung des Organs enthalte. Demnach
könne der Beamte unabhängig von der
Form — einfache Untätigkeit oder Nach­
sicht, stillschweigende oder ausdrück­
liche Entscheidung — nicht behaupten,
er habe Rechte erworben, deren Aufrecht­
erhaltung er für die Zukunft verlange,
wenn diese angeblichen Rechte unter
Verstoß gegen eine Statutsbestimmung
erworben worden seien.

Jedenfalls könne der unterbliebene Ab­
zug der fraglichen Zulagen nicht als eine
ein Recht begründende Entscheidung
bezeichnet werden. Insbesondere ergebe
er sich nicht aus einer von den Dienst­

stellen der Kommission seinerzeit getrof­
fenen Entscheidung, sondern er müsse
als die unvollständige Anwendung einer
Statutsbestimmung angesehen werden,
die darauf zurückzuführen sei, daß die
Klägerin der Verwaltung niemals die Zah­
lung der fraglichen Zulagen mitgeteilt
habe. Da eine solche Mitteilung unterblie­
ben sei, habe die Kommission der Kläge­
rin gegenüber keine Entscheidung tref­
fen können, mit der die Antikumulie­
rungsbestimmungen für unanwendbar
erklärt worden seien.

Zu der von der Klägerin zitierten Note
des Juristischen Dienstes bemerkt die
Beklagte, eine Stellungnahme des Juristi­
schen Dienstes — die die Kommission
nicht binde — könne keine ein Recht

begründende Entscheidung darstellen,
nicht einmal gegenüber einem ihrer Be­
amten.

Falls der Gerichtshof jedoch der Ansicht
sei, der Nichtabzug sei das Ergebnis
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einer Entscheidung, so begründe diese
Entscheidung, die auf einer Fehlinterpre­
tation des Statuts beruhe, kein Recht der
Klägerin und könne somit für die Zu­
kunft zurückgenommen werden.

Die Beklagte bestreitet sodann, daß der
fragliche Abzug aufgrund von Artikel 85
des Statuts vorgenommen worden sei. Er
ergebe sich ausschließlich aus der Anwen­
dung von Artikel 67 Absatz 2 des Statuts,
der ausdrücklich den Abzug der anderwei­
tig gezahlten Zulagen gleicher Art vor­
sehe. Aber auch wenn die These bezüg­
lich der Anwendung von Artikel 85 zu­
treffe, müsse man zugeben, daß diese Vor­
schrift im vorliegenden Fall beachtet wor­
den sei. Die Beklagte verweist in diesem
Zusammenhang auf die Schlußanträge
des Generalanwalts in der Rechtssache

71/72 (Kuhl/Rat, Urteil vom 27. Juni
1973, Slg. 1973, 705). Es stehe fest, daß
die Klägerin entweder den Irrtum der
Verwaltung — durch die unterbliebene
Mitteilung — hervorgerufen habe oder
daß sie habe erkennen müssen, daß die
statutarischen Zulagen ohne einen Ab­
zug der fraglichen belgischen Zulagen
ohne Rechtsgrund gezahlt würden.

Die Klägerin erwidert, die Untersuchung
des Urteils Elz/Kommission zeige, daß
der Entzug eines Vorteils mit Wirkung
ex nunc nur möglich sei, wenn zwei Vor­
aussetzungen erfüllt seien: einmal der
Mangel des rechtlichen Grundes, und
zum anderen, daß sich der Vorteil nicht
aus einer Entscheidung ergebe. In die­
sem Urteil habe der Gerichtshof Wert

auf die Feststellung gelegt, daß der Vor­
teil entweder infolge der Untätigkeit oder
aufgrund einer Nachsicht gewährt wor­
den sei (Randnr. 19 der Entscheidungs­
gründe), und er habe betont, daß es sich
gerade nicht um eine — nicht einmal
stillschweigende — ein Recht des Betref­
fenden begründende Entscheidung ge­
handelt habe (Randnr. 20 der Entschei­
dungsgründe).

Demnach sei in tatsächlicher Hinsicht zu

ermitteln, ob im vorliegenden Fall eine
Entscheidung ergangen sei.

Zunächst sei das Vorbringen der Beklag­
ten in tatsächlicher Hinsicht unzurei­

chend, denn zwischen der Nichtangabe
der fraglichen Zulagen und dem Nichtab­
zug bestehe absolut kein Kausalzusam­
menhang. Der beste Beweis dafür sei,
daß andere Beamte diese Zulagen angege­
ben hätten und sie auch bei ihnen nicht

von der statutarischen Zulage abgezogen
worden seien (Anlage 2 zur Erwide­
rung).

Was sodann die Stellungnahme des Juri­
stischen Dienstes angehe, die sicher
selbst keine rechtsbegründende Entschei­
dung sei, so argumentiert die Klägerin
wie folgt: Da die Beklagte infolge einer
Stellungnahme des Juristischen Dienstes
zehn Jahre lang die in Rede stehenden
belgischen Zulagen nicht von der statuta­
rischen Zulage abgezogen habe, dürfe
man daraus den Schluß ziehen, daß die­
ser Nichtabzug das Ergebnis einer —
wenn auch stillschweigenden — ein
Recht der Betreffenden begründenden
Entscheidung sei und deshalb nicht,
auch nicht für die Zukunft, zurückge­
nommen werden könne. Ein bestimmtes

Verhalten, das in rechtlicher Hinsicht
reiflich erwogen und während eines sehr
langen Zeitraums gezeigt worden sei,
könne nicht als Nachteil oder Untätig­
keit der Verwaltung bezeichnet werden.

Ganz hilfsweise und für den Fall, daß der
Gerichtshof der Ansicht sei, es sei keine
Entscheidung ergangen, müsse man sich
noch fragen, welcher Art die angebliche
Rechtsgrundlosigkeit sei. In dieser Bezie­
hung bemerkt die Klägerin, die Anwen­
dung von Artikel 67 Absatz 2 des Statuts
setze eine Auslegung des Begriffe „glei­
cher Art" voraus; es lasse sich daher
nicht behaupten, daß der Nichtabzug
unmittelbar gegen den Wortlaut dieser
Bestimmung verstoße. Die Auslegung
einer Rechtsvorschrift durch die Verwal­

tungsbehörde binde die Behörde und
füge sich auf der Ebene von Durchfüh­
rungsmaßnahmen gewissermaßen in die
Vorschrift ein, sofern sie deren Sinn
nicht verkenne und vertretbar sei.
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Schließlich sei zur Anwendung von Arti­
kel 85 des Statuts zu bemerken, daß die
Verwaltung selbst davon ausgegangen sei,
daß die Rückerstattung der wegen des
Nichtabzugs der fraglichen belgischen
Zulagen zuviel gezahlten Beträge auf die­
sem Artikel beruhe (Anlage 3 zur Erwide­
rung).

Die Klägerin bestreitet, daß die Beklagte
diese Bestimmung beachtet habe: Aus
den angeführten Gründen bestehe kein
Kausalzusammenhang zwischen der
Nichtangabe der belgischen Zulagen und
ihrem Nichtabzug. Unter diesen Umstän­
den liege es auf der Hand, daß die Kläge­
rin den angeblichen Irrtum der Verwal­
tung nicht hervorgerufen haben könne.
Ebenso könne man nicht von einer offen­

sichtlichen Rechtsgrundlosigkeit spre­
chen, da die Beklagte die genannten bel­
gischen Zulagen in Kenntnis der Sach­
lage zehn Jahre lang nicht abgezogen
habe.

Die Beklagte bemerkt, sie könne der von
der Klägerin vertretenen Auslegung des
Urteils Elz/Kommission nicht beipflich­
ten. Sie hebt vor allem hervor, diese
Auslegung habe zur Folge, daß die Kom­
mission an der Rücknahme jeder rechts­
widrigen Entscheidung, die einem Beam­
ten einen Vorteil verschafft habe, gehin­
dert werde. Die Argumentation der Kläge­
rin führe außerdem zur Unanwendbar­
keit von Artikel 85 des Statuts: Wie

könne diese Bestimmung angewandt wer­
den, wenn die Rücknahme einer rechts­
widrigen Entscheidung mit Wirkung ex
nunc untersagt sei?

Jedenfalls ergebe sich der Nichtabzug
der fraglichen Zulagen nicht aus einer
Entscheidung. Auch wenn ein Beamter

seinerzeit die Zahlung von Urlaubszula­
gen angegeben habe, könne der unterblie­
bene Abzug nicht, nur weil diese Angabe
vorliege, als Entscheidung des Organs
bezeichnet werden.

Die Klägerin meine zu Unrecht, daß die
Auslegung einer Rechtsvorschrift durch
die Verwaltungsbehörde diese Behörde
binde und sich in die Vorschrift einfüge.
Man könne sich nicht auf den Stand­

punkt stellen, daß ein Beamter die unauf­
hörliche Beibehaltung der Auslegung
einer Bestimmung verlangen dürfe. Mit
einer solchen Ansicht werde nicht nur

eine dynamische Auffassung vom Recht
abgelehnt, indem man es in Auslegun­
gen, die für endgültig gehalten würden,
erstarren lasse, sondern auch die Existenz
der Rechtswissenschaft selbst verneint.

Die Beklagte bleibt schließlich bei ihrem
Vorbringen zur angeblichen Verletzung
von Artikel 85 des Statuts. Auch wenn

die Verwaltung in bestimmten Fällen aus
verwaltungstechnischen Gründen die
Ansicht vertreten habe, sie müsse auf die
Modalitäten des Artikels 85 zurückgrei­
fen, so beruhten die umstrittenen Abzüge
doch auf Artikel 67 Absatz 2 des Statuts,
dessen Inhalt zwangsläufig impliziere,
daß die Abzüge mit einer gewissen Verzö­
gerung gegenüber der Zahlung der natio­
nalen Familienzulagen vorgenommen
würden.

IV — Mündliche Verhandlung

Die Parteien haben in der Sitzung vom
14. Juli 1977 mündlich verhandelt.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 28. September
1977 vorgetragen.

Entscheidunsgründe

1 Mit Klageschrift vom 4. November 1976 hat die Klägerin Anfechtungsklage
gegen die Entscheidungen, mit denen die Abzugsfähigkeit der in Belgien
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gezahlten Familienurlaubszulage und besonderen Familienzulage von der sta­
tutarischen Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder festgestellt wurde und aus
diesem Grund Beträge vom Gehalt der Klägerin für März und August 1976
einbehalten wurden, sowie gegen die stillschweigende ablehnende Entschei­
dung über ihre entsprechende Beschwerde erhoben.

г/з Nach Artikel 67 Absatz 2 des Beamtenstatuts „[haben] Beamte, die Familien­
zulagen nach diesem Artikel erhalten, ... die ihnen anderweitig gezahlten
Zulagen gleicher Art anzugeben; diese werden von den nach Anhang VII Arti­
kel 1, 2 und 3 gezahlten Zulagen abgezogen". Absatz 1 des gleichen Artikels
sieht als Familienzulagen eine Haushaltszulage, eine Zulage für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder und eine Erziehungszulage vor.

4/6 Der Ehemann der Klägerin, der Grundschullehrer in Anderlecht ist, erhält in
dieser Eigenschaft, die nach den belgischen Rechtsvorschriften gewährten
Familienzulagen, unter anderem die sogenannte gewöhnliche Familienzulage,
und es steht fest, daß die Klägerin jedenfalls die Zahlung der gewöhnlichen
Familienzulage der Verwaltung regelmäßig angab und diese Zulage nach Arti­
kel 67 Absatz 2 von der Zulage für unterhaltspflichtige Kinder, auf die sie
nach den Statutsbestimmungen Anspruch hatte, abgezogen wurde. Dagegen
hat die Klägerin, die der Ansicht ist, die ihrem Ehemann von den belgischen
Behörden gezahlte Urlaubszulage und besondere Familienzulage seien nicht
„gleicher Art" wie die Zulagen im Sinne von Absatz 1 des genannten Artikels,
die Zahlung dieser Zulagen niemals angegeben. Sie macht geltend, der Abzug
dieser Zulagen, der erstmals 1976 vorgenommen wurde, sei nach dem Wort­
laut von Artikel 67 nicht gerechtfertigt, und beantragt daher dessen Aufhe­
bung.

7/9 Die beklagte Kommission ist demgegenüber der Auffassung, die fraglichen
belgischen Zulagen seien als zur Deckung der spezifischen Kosten bestimmt
zu betrachten, die die Verantwortung für ein Kind mit sich bringe; sie seien
deshalb gleicher Art wie die Zulagen für unterhaltsberechtigte Kinder und
die Erziehungszulage nach Artikel 67 Absatz 1. Namentlich die Zulage für
unterhaltspflichtige Kinder diene zur Deckung der Kosten nicht nur für die
Ernährung, Kleidung und Unterbringung der Kinder, sondern auch für ihre
Erziehung, ihre Freizeit sowie ihre Ferien. Es treffe zu, daß diese Zulagen in
der Vergangenheit nicht abgezogen worden seien; die Verwaltungsleiter der
Organe hätten sich aber in ihrer Sitzung vom 5. Februar 1976 für die Anwend­
barkeit der Antikumulierungsbestimmung des Artikels 67 Absatz 2 des Statuts
auf die in Rede stehenden belgischen Zulagen ausgesprochen.

1633



URTEIL VOM 13. 10. 1977 - RECHTSSACHE 106/76

10 Es ist also zu prüfen, ob die fraglichen belgischen Zahlungen als Zulagen glei­
cher Art wie die in Artikel 67 Absatz 1 genannten Zahlungen anzusehen
sind.

11/17 Was die belgische Familienurlaubszulage betrifft, so geht aus den Akten her­
vor, daß die koordinierten Gesetze über die Familienzulagen für Arbeitneh­
mer (Arrêté royal de coordination vom 19. Dezember 1939 in seiner später
geänderten Fassung) vier Leistungsarten vorsehen: die Familienzulagen, die
Geburtszulagen, die Urlaubszulagen und die sozio-pädagogische Zulage (Kapi­
tel V, Abschnitt 1, Abschnitte 4a, 4b und 4c). Im Hinblick auf die Familienur­
laubszulage bestimmt Artikel 73c der genannten Gesetze derzeit: „Die Fami­
lienausgleichskassen sowie die ... Behörden und öffentlich-rechtlichen An­
stalten gewähren eine Familienurlaubszulage. Diese Zulage wird im Laufe des
Monats Mai jeden Jahres zugunsten der Kinder gezahlt, die im April des Jah­
res, für das sie gewährt wird, Anspruch auf Familienzulagen gehabt haben."
Die Zahlungsmodalitäten der Familienurlaubszulage sind demnach im wesent­
lichen die gleichen wie die der monatlichen Familienzulagen. Die Familienur­
laubszulage kann aber nicht aus diesem Grund als eine einfache Erhöhung
der monatlichen Familienzulage angesehen werden. Es handelt sich um eine
spezielle Zulage, die einmal im Jahr gezahlt wird, um zu den duch die Ferien
entstehenden erhöhten Kosten beizutragen und die für das Kind Verantwortli­
chen in die Lage zu versetzen, dieses die entsprechende Freizeit für seine Ge­
sundheit und Fortbildung nutzen zu lassen. Da das Ziel des Absatzes 2 offen­
sichtlich darin besteht, zu verhindern, daß ein Ehepaar zweimal Familienzula­
gen für dieselben Kinder erhält, können nur die Zulagen als solche „gleicher
Art" berücksichtigt werden, die vergleichbar sind und den gleichen Zweck
haben. Ist auch die monatlich gezahlte belgische Familienzulage in der Tat
völlig vergleichbar mit der im Statut genannten Zulage für unterhaltsberech­
tigte Kinder, so verhält es sich folglich anders mit der Familienurlaubszulage,
die sich deutlich von der erstgenannten unterscheidet und einen spezifischen
Zweck hat.

18 Die Beklagte war demnach nicht berechtigt, Artikel 67 Absatz 2 anzuwenden;
das Klagevorbringen ist insoweit begründet.

19/22 Was die besondere belgische Familienzulage betrifft, so geht aus den Akten
hervor, daß es sich um eine Zulage handelt, die in den Jahren 1972, 1974,
1975 und 1976 aufgrund besonderer, für ein Jahr erlassener Gesetze oder
Arrêtés royaux gezahlt wurde. Bereits deshalb können diese Zulagen, auch
wenn sie auf der Grundlage der Monatsbeiträge der „gewöhnlichen" Familien­
zulagen berechnet und für die Kinder gezahlt wurden, für die diese letztge­
nannte Zulage geschuldet wurde, nicht mit den „gewöhnlichen" Familienzula-
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gen verwechselt werden, die gleicher Art sind wie die statutarische Zulage für
unterhaltsberechtigte Kinder. Denn es handelt sich nicht um regelmäßige
Zulagen, die im Grunde genommen Teil der Dienstbezüge sind und zur Dek­
kung des besonderen Bedarfs der Arbeitnehmer beitragen sollen, sondern um
eine aus außergewöhnlichen Gründen gewährte, unentgeltliche Zuwendung.
Somit kann nicht die Ansicht vertreten werden, daß die besondere Zulage
gleicher Art ist wie die in Artikel 67 Absatz 1 des Statuts genannten Zulagen.

23 Das Klagevorbringen ist demnach auch in dieser Beziehung begründet

24 Die angefochtenen Entscheidungen sind folglich aufzuheben.

25 Die Klägerin hat außerdem beantragt, die Kommission zu verurteilen, an die
Klägerin die zu Unrecht nach Artikel 67 Absatz 2 des Statuts abgezogenen
Beträge nebst Verzugszinsen in Höhe von 8 % pro Jahr zu zahlen.

26/30 Der bei der Anwendung der genannten Bestimmung begangene Irrtum über­
schreitet nicht den Rahmen der Irrtümer und Richtigstellungen, die bei der
Berechnung der Monatsgehälter häufig vorkommen. Es ist normal, daß derar­
tige Irrtümer, die sich entweder zum Vorteil des betreffenden Beamten oder
zu seinem Nachteil auswirken, bei ihrer Entdeckung berichtigt werden, ohne
daß von der einen oder anderen Seite Verzugszinsen verlangt würden. Von
Ausnahmefällen abgesehen unterscheiden sich die Richtigstellungen, die im
Anschluß an eine Beschwerde oder eine Klage vorgenommen werden, nicht
von den üblichen Richtigstellungen. Der im vorliegenden Fall begangene Aus­
legungsirrtum ist nicht als schwerwiegend anzusehen. Dem Antrag auf Zah­
lung von Verzugszinsen kann daher nicht entsprochen werden.

31 Es besteht auch kein Grund, die Kommission zu verurteilen, an die Klägerin
die geforderten Beträge zu zahlen, da die Aufhebung der angefochtenen Ent­
scheidungen von selbst zur Folge hat, daß die Kommission erneut und ent­
sprechend diesem Urteil entscheiden wird.

Kosten

32/33 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Beklagte mit ihrem Vorbringen
unterlegen ist, hat sie die Kosten zu tragen.
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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Entscheidungen, mit denen die in Belgien als Familienur­
laubszulage und besondere Familienzulage gezahlten Beträge
vom Gehalt der Klägerin für März und August 1976 abgezogen
wurden, werden aufgehoben.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Bosco Donner O'Keeffe

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 13. Oktober 1977.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Ersten Kammer

G. Bosco

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS HENRI MAYRAS
VOM 28. SEPTEMBER 1977 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Abschnitt 1 des Titels V Kapitel 1 des
Statuts der Beamten der Europäischen
Gemeinschaften, der die Überschrift
„Dienstbezüge" trägt, enthält einen Arti­
kel 67, der bestimmt:
„(1) Die Familienzulagen umfassen:

a) die Haushaltszulage in Hohe von
5 v. H. des Grundgehalts; sie darf

jedoch nicht niedriger sein als
2 100 FB monatlich;

b) die Zulage für unterhaltsberech­
tigte Kinder in Höhe von 3 263
FB monatlich für jedes Kind;

c) die Erziehungszulage.
(2) Beamte, die Familienzulagen nach

diesem Artikel erhalten, haben die
ihnen anderweitig gezahlten Zula­
gen gleicher Art anzugeben; diese
werden von den nach Anhang VII

1 — Aus dem Französischen übersetzt
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